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Meinen  lieben  Eltern 





Nec ardua  sistunt 

Vorwort 

Diese Untersuchung ist die geringfügig überarbeitete und ergänzte 
Fassung meiner Dissertation, die von der Rechts- und Staatswissen-
schaftlichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität i n 
Münster 1968 angenommen wurde. Literatur und Rechtsprechung wur-
den bis zum 30. Juni 1968 ausgewertet. 

Nach der Einfügung der Ar t ike l der sogenannten Notstandsverfassung 
in das Grundgesetz am 24. Juni 1968 ist die fast zehnjährige Diskussion 
um die Regelung innerer und äußerer Staatskrisen in der Bundesrepu-
bl ik Deutschland in ein „ruhigeres Fahrwasser" gekommen. Sie w i rd 
aber angesichts der Bedeutung der Staatsnotstandsprobleme und der 
herben Kr i t i k , die die grundgesetzliche Regelung teilweise erfahren  hat, 
weiterhin andauern. Diese Untersuchung soll dazu einen Beitrag leisten. 

Die Zulässigkeit von Streiks während des inneren und (oder) äußeren 
Notstands und die Möglichkeiten zur Einschränkung von Streiks, die 
einen Staatsnotstand hervorriefen,  gehörten zu den umstrittensten 
Fragen der Notstandsverfassung und wurden in den Texten der Ent-
würfe erst spät berücksichtigt. 

Die Rechtslage in der Schweiz, die als eines der demokratischen 
Musterländer gi l t und deren Rechtsordnung mehrere Notstandsfälle be-
wältigte, wurde ergänzend zur Erörterung deutscher Notstandsprobleme 
dargestellt. 

Mein aufrichtiger  Dank gi l t meinem verehrten Lehrer, Herrn Profes-
sor Dr. Friedrich Klein, der trotz großer Arbeitsbelastung durch Rek-
torat und Prorektorat die Untersuchung betreut und durch wertvolle 
Hinweise und Anregungen gefördert  hat, Herrn Senatspräsidenten Pro-
fessor Dr. Dr. Boldt, dem zweiten Berichterstatter der Fakultät, und 
Herrn Dr. Heinrich Radek. 

Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Johannes Broermann, dem Inhaber des 
Verlages Duncker und Humblot, danke ich besonders für die freundliche 
Aufnahme der Studie in die Reihe ,Schriften zum öffentlichen  Recht4. 

Münster, im September 1968 

Volker  Heinrich  Lohse 
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l . T e i l 

Streik nach deutschem Recht 

1. Kapitel 

Wesen  und Erscheinungsformen 

A. Einführung 

Sei tdem die „ i ndus t r i e l l e R e v o l u t i o n " 1 zu Beg inn des vergangenen 
Jahrhunder ts zu i m m e r s tärkerer w i r tschaf t l i cher  Konzen t ra t i on i n r i e -
sigen Fabr i kan lagen führ te , se i tdem Er f indungen die technische E n t -
w i c k l u n g i n b is d a h i n unbekann tem Ausmaß beschleunigten, sei tdem 
Tausende v o n A r b e i t e r n das L a n d ver l ießen u n d sich i n indus t r ie l le B a l -
lungsräume begaben, haben die A r b e i t e r ve rs tä rk t i h r wir tschaf t l iches, 
soziales u n d pol i t isches Los durch k o l l e k t i v e Hand lungen zu verbessern 
versucht 2 . 

Das gemeinsame wi r tschaf t l i che Schicksal u n d der gemeinsame Ge-
gensatz zu den A rbe i t gebe rn f ü h r t e n dazu, daß die zunächst f o r m -

1 Der Begriff  „industrielle Revolution" wurde zuerst von dem britischen 
Soziologen A. Toynbee (1883—1952) verwandt Er umschreibt damit anschau-
lich die Umwälzungen, die durch die mechanische Massenproduktion von In-
dustriegütern und die damit zusammenhängende gesellschaftliche Umschich-
tung hervorgerufen  wurden. Vgl. Walter Hoffmann  in HdSW Band V, S. 228 
(Stichwort „Industrialisierung" I); Radek,  Das Problem des Eigentums in der 
Wettbewerbsordnung (Diss. S. 19 f.); Ramm, Der Arbeitskampf und die Gesell-
schaftsordnung des GG, S. 2; Rüthers,  Streik und Verfassung, S. 3; Madjidi, 
Le Droit de Grève (Diss. S. 9). 

* Auch die Arbeitgeber griffen  zu kollektiven Maßnahmen — Aussperrun-
gen —, um den auf sie ausgeübten Drude der Arbeitnehmer abzuwehren oder 
auf die Arbeitnehmer Pressionen auszuüben. Für die Aussperrungen gelten 
alle Ausführungen dieser Untersuchung entsprechend, weil sie das dem Streik 
korrespondierende Mittel der Arbeitgeber sind. BAG (GS Beschluß v. 28.1. 
1955, GS 1/54 (BAG 1 AZR 165/54, BAGE 1/291 (308/309); Meissinger  in Arbeit 
und Recht 1954, S. 66; Losacker,  RdA 1964, S. 98 ff.;  Hueck-Nipperdey,  Grund-
riß des Arbeitsrechts, S. 274; a. A. Abendroth,  G M H 1954, S. 634/35; Radke,  Der 
Gewerkschafter  1963, S.204f. und S. 208; derselbe, Der Gewerkschafter  1966, 
S. 85 f. ; derselbe in ArbuR 1964, S. 71; Schmid,  Richard, Der Gewerkschafter 
1964, S. 222; derselbe in G M H 1964, S. 331; Tacke  in G M H 1964, S. 8 und 13; da-
gegen ausführlich:  Bötticher,  Waffengleichheit  und Gleichbehandlung der Ar-
beitnehmer im koll. Arbeitsrecht, S. 6 ff. 



22 1. Teil: Streik nach deutschem Recht 

und machtlosen Arbeitermassen sich in Gewerkschaften sammelten, um 
für ihre gemeinsamen Ziele zu kämpfen 3. Der Streik wurde ihr Haupt-
kampfmittel 4. Der wirtschaftlichen Macht der Arbeitgeber wurde die 
kollektive Macht der Arbeiter als Produktionsfaktor  entgegengesetzt. 
Streiks erfüllten im Ausgleich der Faktoren Arbeit und Kapital eine 
„durchaus nützliche Funktion", indem sie „mi t dem Knal l eines heil-
samen und belebenden Donnerschlags" die Atmosphäre reinigten5. 

Diese Vorgänge sind bekannt und von Soziologen, Politologen, Hi -
storikern, Nationalökonomen und Juristen oft beschrieben worden, so 
daß sie hier keiner näheren Erläuterung bedürfen. Al le in das juristische 
Schrifttum zu Problemen des Streiks hat einen schier unübersehbaren 
Umfang angenommen. Zivilrechtliche und strafrechtliche  Abhandlun-
gen zu diesem Thema sind in großer Zahl erschienen8; verfassungsrecht-
liche Untersuchungen liegen vor7. 

Probleme des Staatsnotstandsrechts sind „weit ausgreifend, wenn auch 
nicht ohne politische Emotion diskutiert worden"8. Aber die Fragen 
der Einwirkung des Staatsnotstands auf den Streik und des Streiks auf 
den Staatsnotstand sind, soweit ersichtlich, bisher nicht umfassend un-
tersucht worden. 

Die vorliegende Untersuchung soll helfen, diese Lücke zu schließen. 

Sprachliche und historische Untersuchungen sollen, wie die Prüfung 
der rechtlich erheblichen Merkmale und Erscheinungsformen des Streiks, 
eine klare Begriffsabgrenzung  ermöglichen. 

Die folgende Trennung der arbeitsrechtlichen von den politischen 
Streiks ist Voraussetzung für die Behandlung des Verhältnisses Streik— 
Staatsnotstand. Über die verfassungsrechtliche  Garantie von Streikrecht 
oder Streik herrscht in Rechtsprechung und Literatur noch immer Streit. 

s Die Sammlung in politischen Parteien soll im Rahmen unserer Erörterung 
unbeachtet bleiben. 

4 Daneben wurde teils als Ergänzung zum Streik, teils als Einzelkampf-
maßnahme der Boykott angewandt. Brox-Rüthers,  Arbeitskampfrecht, 
S. 36 ff.;  Hueck-Nipperdey,  Grundriß, S. 273; Siebrecht,  Das Recht im Arbeits-
kampf, S. 27; Maschke,  Boykott. . . , passim; Zschaler,  Diss. S. 2. 

Der Boykott war bevorzugtes Kampfmittel der französischen Syndikalisten: 
Camerlynck-Lyon-Caen,  Droit du Travail, S. 370; Rouast-Durand,  Droit du 
Travail, S. 250. Seine Behandlung hier würde zu weit führen. 

8 De Muralt,  L'fitat et les conflits collectifs du travail (Diss.), S. 65; vgl. 
auch Bauer in ArbuR 1955, S. 70. 

6 Umfangreiche Literaturnachweise bei Rüthers,  Streik und Verfassung, 
S . l . 

7 Z. B. Rüthers,  Streik und Verfassung;  Kaiser,  Der politische Streik; Ohl, 
Der politische Streik in verfassungsrechtlicher  Sicht (Diss.); Ramm, Der Ar -
beitskampf und die Gesellschaftsordnung des GG, passim, jeweils mit weite-
ren Nachweisen, 

8 Evers,  AöR Band 91 (1966), S. 1; vgl. auch Seifert,  GMH1963, S. 551 ff. 
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Die Frage w i rd hier behandelt, um den Umfang der Einschränkbarkeit 
von Streikrecht oder Streik im Staatsnotstand festzustellen. 

Auch beim Staatsnotstand muß die Untersuchung der Rechtslage mi t 
einer Begriffsklärung  beginnen, an die sich die Darstellung des gelten-
den Staatsnotstandsrechts, die Erörterung in der Diskussion befindlicher 
Entwürfe zur Notstandsverfassung und das Verhältnis von Streik und 
Staatsnotstand de lege lata anzuschließen haben. Erst dann kann ver-
sucht werden, de lege ferenda eine rechtlich und praktisch brauchbare 
Lösung für die Zulässigkeit von Streiks im Staatsnotstand aufzuzeigen. 

Die Rechtslage in der Schweizerischen Eidgenossenschaft w i rd berück-
sichtigt, um Anhaltspunkte für die Lösung im deutschen Recht noch offe-
ner Fragen zu finden. 

B. Bedeutung des Wortes „Streik" 

I . Worterklärung 

Ein klar abgegrenzter Streikbegriff  ist Voraussetzung für die Klä-
rung von Umfang und Einschränkbarkeit des Streikrechts. Trotz inten-
siver wissenschaftlicher Erörterung der Streikprobleme ist ein allge-
mein anerkannter Streikbegriff  bisher nicht erarbeitet worden. Es muß 
daher eine Begriffsbestimmung  gesucht werden, die dieser Untersuchung 
zugrunde gelegt werden kann. 

Das Wort „Streik" ist die verdeutschte Schreibweise des englischen 
Wortes „Strike". Im Englischen bedeutet „to strike" als nautischer Aus-
druck „herablassen, niederlegen", z. B. to strike the yards — die Rahen 
herunterlassen9. Das Wort „to strike" hat denselben sprachlichen Ur-
sprung wie das deutsche Wort „streichen"10. „Die Segel streichen" be-
deutet „sie von den Rahen herablassen" und findet sich bereits im Mi t -
telhochdeutschen. 

Das Verb „to strike" hat im Laufe des 18. und 19. Jahrhunderts eine 
Sinnerweiterung erfahren  und kann heute im nichtnautischen Bereich 
mi t „die Arbeit mi t eindrucksvoller Wucht niederlegen" übersetzt wer-
den11. 

I I . Geschichte des Streikbegriffs 

Als 1768 in Sunderland (Großbritannien) Seeleute gegen schlechte A r -
beitsbedingungen ankämpfen wollten, gingen sie an Bord einiger im 

9 The Oxford English Dictionary Vol. X , 5,1128. 
1 0 Althd: strihan; mhd: strichen, Trübners Deutsches Wörterbuch Band V I , 

S. 634. 
11 Dommack,  Das Streikrecht ... (Diss.) S. 3. 


